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 (wie Aufforderung bzw. EU-Aufforderung zur Angebotsabgabe)

Weitere Besondere Vertragsbedingungen


	
1.	Begriffsdefinition

Die Bezeichnungen „Baustelle“ und „Baubereich“ werden in folgendem Sinne verwendet:
Baustelle:	Flächen, die der Auftraggeber zur Ausführung der Leistung, für die Baustelleneinrichtung und zur vorübergehenden Lagerung von Stoffen und Bauteilen zur Verfügung stellt, zuzüglich der Flächen, die der Auftragnehmer darüber hinaus in Anspruch nimmt.
Baubereich: 	Baustelle und die Umgebung, die durch die Ausführung der Bauarbeiten beeinträchtigt werden kann.


	
2.	Abrechnung

Bei elektronischer Rechnungsstellung (XRechnung) hat der Auftragnehmer die Nachweise gemäß § 14 Abs. 1 VOB/B getrennt und vor der Rechnung an den Auftraggeber zu übergeben.
Gegebenenfalls sind in der Vereinbarung zur Bauabrechnung weitere Festlegungen zu treffen.

In den für die gemeinsamen Feststellungen zu verwendenden Aufmaßblättern müssen mindestens folgende Angaben gemacht werden:
· Auftragnehmer,
· Auftraggeber,
· Nummer des Aufmaßblattes,
· Bezeichnung der Bauleistung,
· Ordnungszahl (OZ).
Unmittelbar über den Unterschriften und dem Datum muss das Aufmaßblatt den Text enthalten: „Aufgestellt“.

Jeder Ansatz der Mengenberechnung muss einen direkten Bezug zu den der Abrechnung zugrundeliegenden Feststellungen, Zeichnungen und anderen Belegen haben. Nur der Verweis auf frühere Berechnungen ist nicht zulässig.


	
[bookmark: Kontrollkästchen6]3.	|_|1) Getrennte Rechnungserstellung

Für folgende Leistungen sind getrennte Rechnungen zu erstellen:

	
	


	
4.	|_|1) Nachweis der Massen

(1) Der Verbrauch ist durch Vorlage von Wiegenachweisen laufend nachzuweisen.

Die Wiegenachweise müssen die folgenden Angaben enthalten:
· Lieferwerk,
· Name der Baustelle,
· Bezeichnung des Wägegutes,
· Nummer des Wiegenachweises,
· Datum und Uhrzeit der Wägung,
· Taramasse (T), kein gespeicherter mittlerer Tarawert (PT),
· Bruttomasse (B),
· Nettomasse (N),
· Kennzeichnung des Fahrzeugs (betriebseigene Bezeichnung/amtliches Kennzeichen).

Die Wiegenachweise sind vom Bedienungspersonal der Schaufellader- bzw. Förderband-Waagen zu bestätigen und bei der Anlieferung an der Verwendungsstelle unverzüglich dem Auftraggeber zu übergeben.

(2) Der Auftraggeber kann stichprobenartig die Masse einzelner Lieferungen durch Nachwiegen des beladenen und leeren Fahrzeugs nachprüfen (Kontrollwägung).
Hierbei ist der Auftraggeber berechtigt, kontinuierlich über den Zeitraum der Lieferungen, bei 10 % der Lieferungen Kontrollwägungen durchführen zu lassen. Diese Kontrollwägungen werden dem Auftragnehmer nicht gesondert vergütet. Die Kosten für darüberhinausgehende Kontrollwägungen werden vom Auftraggeber erstattet. Zu den Kosten der Kontrollwägung rechnen alle unmittelbar (Transportkosten, Wiegegebühren usw.) und mittelbar (Wertminderung der Ladung, Einfluss auf den Baustellenbetrieb usw.) durch die Kontrollwägung entstehenden Kosten, jedoch nicht die Kosten für die Beaufsichtigung der Kontrollwägung durch den Beauftragten des Auftraggebers. Sofern die Kosten zu erstatten sind, sind sie im Einzelnen nachzuweisen.
Wird bei einer Kontrollwägung eine Unterschreitung von mehr als 1 % festgestellt, erfolgt ein entsprechender Abzug.

(3) Für die Entsorgung der Abfälle ist ein Entsorgungsnachweis zu führen. Diese nachweise sind mit den Aufmaßen dem Auftraggeber einzureichen. Ohne Nachweise der geordneten Entsorgung werden die Rechnungen als nicht prüffähig angesehen und dem Auftragnehmer zurückgesendet.


	5.	Sonstiges

a) Liegt dem FD Kreisinfrastruktur bei der Prüfung einer von Ihrem Unternehmen vorgelegten Rechnung für Bauleistungen
a. eine gültige Freistellungsbescheinigung des zuständigen Finanzamtes vor, wird der Zahlungsbetrag in voller Höhe überwiesen,
b. keine gültige Freistellungsbescheinigung des zuständigen Finanzamtes vor, wird der Landkreis Nordwestmecklenburg nach dem Gesetz zur Eindämmung illegaler Betätigung im Baugewerbe vom 30. August 2001 (BGBl. I S. 2267) von jeder Zahlung 15 v.H. abziehen und an das für Ihr Unternehmen zuständige Finanzamt abführen. Hierzu müssen Sie uns mit der Rechnung folgende Angaben mitteilen
	- das für Ihr Unternehmen zuständige Finanzamt und
	- Ihre Steuernummer.
	Von der Höhe des Abzuges werden Sie unterrichtet.
b) Der Auftragnehmer verpflichtet sich, jede vom zuständigen Finanzamt vorgenommene Änderung in Bezug auf die Freistellungsbescheinigung (§ 48 b EStG) dem Auftraggeber unverzüglich schriftlich mitzuteilen.

c) Alle Abnahmen haben förmlich zu erfolgen.

d) Für die Entsorgung der Abfälle ist der Entsorgungsnachweis zu führen. Diese Nachweise sind mit den Aufmaßen dem Auftraggeber einzureichen. Ohne Nachweise der geordneten Entsorgung werden die Rechnungen als nicht prüffähig angesehen und dem Auftragnehmer zurückgesendet.

e) Die Baumaßnahme erfolgt unter Vollsperrung des Durchgangsverkehres. Den Anliegern, Rettungs- und Einsatzfahrzeugen ist die Zufahrt zu gewähren. Der Verkehrssicherungsplan ist vom AN zu erarbeiten und zur Genehmigung bei der Straßenverkehrsbehörde des Landkreises einzureichen. Für die Baustellenabsicherung und -beschilderung wird vom Auftraggeber eine Fachfirma gefordert.

f) Gewährleistungsfrist: 5 Jahre (auf alle Bauleistungen außer Markierungsleistungen)

g) Die Verkehrssicherungspflicht für den gesamten Baubereich geht für den gesamten Bauzeitraum ab Baustelleneinrichtung bis zur vollständigen Abnahme gemäß VOB auf den AN über.

h) Während der Bauzeit müssen Zufahrten und Zugänge ohne zusätzliche Vergütung in befahrbarem und verkehrssicherem Zustand gehalten werden.

i) Die öffentliche Müllabfuhr für die Anlieger ist durch den AN zu gewährleisten.

j) Zur Sicherung des Fußgängerverkehrs sind erforderliche Behelfseinrichtungen und Schutzmaßnahmen vorzusehen.

k) Die Anlieger sind frühzeitig über die geplante Baumaßnahme (u.a. Vollsperrung) zu informieren.

l) Ein mehrfaches Umsetzen von Anlagen der Baustelleneinrichtung sowie von Baumaterialien ist einzukalkulieren.

m) Für die Sicherheitsleistungen sind an den jeweiligen Auftraggeber Bürgschaften einzureichen.






Hinweis: Bei den mit „ 1) „ gekennzeichneten Feldern hat die Vergabestelle durch Ankreuzen und ggf. durch Eintrag festzulegen, ob und ggf. inwieweit die darin beschriebene Regelung Vertragsbestandteil werden soll.
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